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wegen: Feststellung gemäß Punkt 6 des Arbitration Agreements vom Mai 2005

R E P L I K
im Schiedsgerichtsverfahren
1-fach, 1 Halbschrift

2 Beilagen ./88 bis ./89
Gleichschriften werden den beiden anderen Schiedsrichtern 

sowie den Parteienvertretern direkt übermittelt


1. In der umseits angeführten Schiedsgerichtssache wurde mit der zweiten verfahrensleitenden Verfügung des Schiedsgerichtes vom 23.08.2005, der Prokuratur zugestellt am 25.08.2005, der beklagten Partei Republik Österreich freigestellt, auf die Eingabe der Kläger vom 23.08.2005 (richtig: 19./20.08.2005) vor der mündlichen Verhandlung, tunlichst bis zum 31.08.2005, zu replizieren.
2. Innerhalb des eingeräumten Zeitraumes erstattet sohin die beklagte Partei nachfolgende

Replik:

3. Vorbemerkung:
Die der Prokuratur zugestellte Schiedsgerichtsklage vom 22.07.2005 trägt im vorliegenden Original die Unterschrift von Rechtsanwalt Dr. Stefan Gulner, wobei eingangs der Klage darauf hingewiesen wird, dass die erst- bis viertklagenden Parteien Rechtsanwalt E. Randol Schoenberg und Rechtsanwalt Dr. Stefan Gulner „mit ihrer rechtsfreundlichen Vertretung und der Einbringung nachstehender Schiedsgerichtsklage beauftragt haben“. Gemäß dieser Textierung und der ausschließlichen Unterschrift Dris. Gulner ist daher davon auszugehen, dass lediglich dieser nach außen wirksam im Schiedsgerichtsverfahren vertritt (vgl. auch § 37 ZPO). Hiefür spricht auch eine als „Summary“ der Klage angeschlossene Zusammenfassung von E. Randol Schoenberg. Die nunmehr zugelassene Eingabe der erst- bis viertklagenden Parteien vom 23.08.2005 (richtig: 19./20.08.2005) wurde der beklagten Partei direkt durch E. Randol Schoenberg zugestellt, dies mit der via email vom 20.08.2005 an die Schiedsrichter und Parteienvertreter versehenen Bemerkung: „I believe that Dr. Gulner may also send you some of his own comments next week“. Die von E. Randol Schoenberg per Post übermittelte, ho. vorliegende Originalausfertigung der Eingabe trägt den Stempel „Copy“ und ist auf dieser auch  nur seine Unterschrift kopiert.
Unabhängig von der Frage, ob gemäß dem bereits zitierten email des US-amerikanischen Anwaltes Dr. Gulners „own comments“ noch zu erwarten sind oder nicht, stellt sich die Frage der ordnungsgemäßen Vertretung der erst- bis viertklagenden Parteien in diesem Verfahren, zumal nur die Schiedsgerichtsklage selbst von Rechtsanwalt Dr. Gulner mit Originalunterschrift versehen und sohin rechtswirksam gezeichnet ist. 

4. ad Factual Issues:
Die beklagte Partei teilt weder den Standpunkt in der Eingabe (Seite 1), dass die Frage des Kaufes eines Gemäldes von Gustav Klimt gemäß dem Schreiben von Adele Bloch-Bauer an den ehemaligen Direktor der Österreichischen Staatsgalerie, Regierungsrat Dr. Franz Haberditzl, vom 09. November 1919 die Frage des Eigentums unberührt lässt, noch dass für den Standpunkt der erst- bis viertklagenden Parteien aus dem Buch von Max Eisler etwas zu gewinnen ist. Ohne nochmals im Detail Bedeutung und Inhalt des soeben zitierten Briefes vom 09. November 1919 (Beil./ 10) zu wiederholen, ist doch auszuführen, dass die von Adele Bloch-Bauer in diesem Schreiben angewandte Sprache unmissverständlich ist.

Ihre Wortwahl mit „eine meiner von Klimt gemalte Landschaft“ geht über das gegenständliche, in diesem Schreiben relevante Bild hinaus, sie gibt Dr. Eisler ihre ("meine") „Einwilligung“ und spricht ausdrücklich den von ihr getätigten Kauf („welche ich in Klimt´s Nachlass kaufte“) an. Allein durch die Wortwahl zeigt sie deutlich an, dass sie über ihr Eigentum disponiert, mit einem Kauf erwirbt man Eigentum und sind die diesbezüglichen Überlegungen in der Eingabe, wonach der Kauf die Frage des Eigentums nicht beantworte, da es möglich sei, dass sie gekauft aber Ferdinand Bloch-Bauer die Rechnung bezahlt habe, nicht mit dem bereits zitierten Schreiben in Übereinstimmung zu bringen. Wer kauft erwirbt Eigentum, dies schon nach allgemeinem Sprachgebrauch; Adele Bloch-Bauer verpflichtete sich zur Zahlung des Kaufpreises, der Verkäufer zur Übergabe und Übereignung der Sache. Dies liegt in concreto vor, sowohl bezüglich des Gemäldes Häuser in Unterach am Attersee als auch bezüglich der übrigen Gemälde.

Soferne in der Eingabe auf das Buch von Max Eisler, „Das Werk von Gustav Klimt“ verwiesen wird, so ist darauf hinzuweisen, dass die Aufzählung in gegenständlichem Buch unvollständig ist, die vorliegenden Eintragungen auf unterschiedlichen Lieferungen in unterschiedlichen Jahrgängen beruhen, zwischenzeitig auch die Bezeichnungen der Gemälde gewechselt haben und dass nicht auf eine „Sammlung Ferdinand Bloch-Bauer“ hingewiesen wird, sondern auf „Herr (n) Ferdinand Bloch“, obwohl dieser seit 1917 den Namen Bloch-Bauer trägt (Beil./ 88). Aus den in unterschiedlichen Jahren herausgegebenen Lieferungen des Buches von Max Eisler ist sohin nichts abzuleiten und ist dieses Buch auch keinesfalls dafür geeignet, den Inhalt des von Adele Bloch-Bauer selbst geschriebenen Briefes an Regierungsrat Dr. Franz Haberditzl zu relativieren. Ihre Sprache in diesem Schreiben lässt keinen Zweifel offen und wollte sie eben zur näheren Beschreibung des Bildes, welches Dr. Eisler geborgt werden sollte, auf eines der in ihrem Eigentum befindlichen Bilder verweisen. Dies wollte Adele Bloch-Bauer zum Ausdruck bringen. Max Eisler hingegen brachte ein kunsthistorisches Buch heraus, für welches konkrete Eigentumsverhältnisse auch keine Relevanz hatten. Soferne die beklagte Partei in ihrer Klagebeantwortung darauf verwiesen hat, dass auch Dr. Eisler das Eigentum von Adele Bloch-Bauer „so gesehen“ hat, so ist darauf zu verweisen, dass sich dies auf das Jahr 1919 bezogen hat und nicht auf ein erst später ediertes und in mehreren Jahrgängen geliefertes Buch.
Wichtig ist vielmehr, dass Adele Bloch-Bauer selbst in ihrem bereits zitierten Schreiben vom 09. November 1919 klar ihr Eigentum anspricht und dass dies auch durch den Korrespondenzpartner, Direktor Regierungsrat Dr. Franz Haberditzl gemäß seiner Empfangsbestätigung vom 12. April 1919 (Beil./ 12) anlässlich der Übernahme von „zwei Porträts und vier Landschaften von   G u s t a v  K l i m t  aus dem Besitze von Frau Bloch-Bauer“ bestätigt wird; die für die Eigentumsfrage irrelevante Auflistung eines Kunsthistorikers tritt hingegen in den Hintergrund.

Interessant ist, dass in der Eingabe (Seite 2) der fälschliche Hinweis „Sammlung Ferdinand Bloch-Bauer“ als wesentlich herausgestrichen wird, der pro-domo-Vermerk Dris. Demus vom 03. April 1948 jedoch als „minor disput“ dargestellt wird. Denn natürlich kann allein auf Grund des Dokumentes klar ausgesagt werden, dass es sich eben nicht um die von den klagenden Parteien insinuierten "K Bilder (offenbar gemeint Klimt-Bilder)" gemäß Schiedsgerichtsklage handelt, sondern ist im Gegenteil aus gegenständlichem Vermerk klar ersichtlich, dass es sich hiebei um die Zahl arabisch 12 handelt. Mit diesem pro-domo-Vermerk hielt Dr. Demus fest:

„P.d. Mit Rinesch besprechen. Die Angelegenheit ist im Zusammenhang zu behandeln, wobei auch die jetzt aus München zurückverbrachten Bilder zu berücksichtigen wären.
12 Gem. sind nicht entzogenes Vermögen gewesen u. jetzt von Dr. Führer zurückgestellt worden. 

Dr. Rinesch mitteilen, wenn die 12 Bilder separat beurteilt würden, müssten alle zurückgehalten werden.“

Falsch ist auch der Hinweis in der Eingabe (Fußnote 3), dass es sich in concreto unter Bezugnahme auf das Schreiben Dris. Rinesch an das Bundesdenkmalamt zu Handen MR Kautschitsch vom 31. März 1947 (Beil./ 89) um 14 statt um 12 Bilder gehandelt habe, zumal bei Anfertigung des bereits zitierten pro-domo-Vermerkes Dr. Demus offenkundig das soeben angeführte Schreiben vorlag und er hiebei entweder selbst jene 12 Bilder abhakte oder auf die bereits abgehakten Bilder Bezug nahm, die für ihn von Relevanz waren. Es handelte sich hiebei um Bilder von Pfeiler, Nigg, Neder, Danhauser, Ranftl, Fendi, Gauermann, Pettenkofern und Waldmüller. Die insgesamt 14 aufgezählten Gemälde des Schreibens waren bereits Karl Bloch-Bauer in Verwahrung gegeben worden und nur auf 12 Bilder davon bezieht sich der pro-domo-Vermerk Dris. Demus; er wollte hiemit sicherstellen, dass keine separaten Beurteilungen erfolgen, sondern eine Zusammenschau. 
Wie bereits dargestellt, spielten in diesem Zusammenhang die verfahrensgegenständlichen Klimtbilder überhaupt keine Rolle, auch daraus ist ersichtlich, dass diese vollkommen losgelöst von den Restitutionen und Ausfuhrverfahren behandelt wurden, für sie war weder eine Restitution noch eine Ausfuhr beantragt. 

Gerade aus dem in diesem Zusammenhang in der Eingabe zitierten Schreiben von Dr. Rinesch an Robert Bentley vom 11. April 1948 (Beil./ 47) geht dies klar hervor, zumal Demus erklärte, „dass eine Einigung über die wenigen sofort zur Ausfuhr verlangten Bilder schwer möglich ist.“ Rinesch schließt sich dieser Meinung an und erklärt, „dass man alle zustandegebrachten Bilder (einschliesslich der in München befindlichen) gemeinsam zur Ausfuhr beantragen sollte, dann würde man viel besser wegkommen“. Ziel war sohin, für möglichst viele bereits zurückerhaltene Gemälde auch eine Ausfuhrgenehmigung nach dem Ausfuhrverbotsgesetz 1918 zu erlangen, festzuhalten ist hier aber auch neuerlich, dass eben die verfahrensgegenständlichen Bilder nie zur Ausfuhr beantragt worden sind.
Nachfolgend heißt es in diesem Schreiben:

„Bei dieser Gelegenheit kam auch die Angelegenheit der Klimt-Bilder und des Legats Adele B.B. zur Sprache. Ich bin der Meinung, dass man das Denkmalamt und das Museum durch eine Ordnung dieser Sache geneigt stimmen könnte und habe mir daher gestern im Bezirksgericht den Verlassenschaftsakt ausgehoben. 

Laut Testament vom 19.1.23 hat Deine Tante ihre 2 Porträts und 4 Landschaften von Klimt der österr. Galerie in folgender Form vermacht: 

„Meine 2 Porträts und die 4 Landschaften von Gustav Klimt bitte ich meinen Ehegatten nach seinem Tode der österr. Staatsgalerie in Wien … zu hinterlassen.“

Dies ist zwar nicht die Form eines Legats, jedoch findet sich im Akt eine Erklärung des Onkels, laut welcher er die Bitte seiner Frau zu erfüllen verspricht. Dadurch hat die österr. Galerie zweifellos einen Rechtsanspruch, wie auf ein Legat, erworben und das Testament wird zur Erfüllung gelangen müssen. Du bist ja ohnedies, (Dein Schreiben vom 8.3.) einverstanden, dass es geschieht."
Zwar wird in der Eingabe (Seite 2, 3) auch dieser Text des Schreibens an Robert Bentley vom 11. April 1948 wiedergegeben, jedoch wird jeder Hinweis auf das Testament und die Aussage von Rechtsanwalt Dr. Rinesch, wonach „die österr. Galerie zweifellos einen Rechtsanspruch, wie auf ein Legat, erworben“ hat und wonach "das Testament ...zur Erfüllung gelangen" "wird" "müssen“, unterlassen. Stattdessen findet sich – wohl durch einen Tippfehler – statt der korrekten Wortfolge „geneigt stimmen könnte“ im Absatz 2 dieses Schreibens die Wortfolge „geeinigt stimmten könnte“, womit jedenfalls die Aussage dieses Schreibens geändert ist. Rinesch wollte damit lediglich eine Erwartungshaltung, diese noch dazu im Konjunktiv, ausdrücken, eine Vereinbarung mit der beklagten Partei oder gar eine Zusage derselben ist daraus jedenfalls nicht abzuleiten. Dies wird auch im letzten Absatz bestätigt ("Hiedurch ist das Museum bereits günstig gestimmt ..."). Wie bereits ausführlich und mehrfach in der Klagebeantwortung dargestellt, liegt kein Hinweis auf eine Junktimierung, eine „Zug um Zug“-Leistung vor, auch Rechtsanwalt Dr. Rinesch geht gemeinsam mit dem in Wien anwesenden Robert Bentley, welcher die Erbeninteressen seiner Geschwister wahrt, („Du bist ja ohnedies, (dein Schreiben vom 8.3.) einverstanden, dass es geschieht.“) von einer separat zu behandelnden Angelegenheit aus, und wurde weder bezüglich der verfahrensgegenständlichen Bilder Restitution begehrt, noch wurden sie je zur Ausfuhr beantragt noch wurde ein Verfahren nach dem Ausfuhrverbotsgesetz durchgeführt.
Beweis:
Brief von Adele Bloch-Bauer an Direktor Regierungsrat Dr. Franz Haberditzl


vom 09. November 1919 (Beilage ./10);

Das Werk von Gustav Klimt, Hugo Heller Kunstverlag, Max Eisler, 


in mehreren Lieferungen (Beilage ./88);

Empfangsbestätigung des Direktors Regierungsrat Dr. Franz Haberditzl


vom 12. April 1919 (Beilage ./12);

pro-domo-Vermerk im Akt des Bundesdenkmalamtes ex 1948 (Beilage ./55);

Schreiben vom Rechtsanwalt Dr. Rinesch an das Bundesdenkmalamt


zu Handen Herrn MR Kautschitsch vom 31. März 1947 (Beilage ./89);

Schreiben von Rechtsanwalt Dr. Rinesch an Robert Bentley vom 11. April 1948


(Beilage ./47);


weitere Beweise vorbehalten
5. Die beklagte Partei stimmt mit wenigen Ausnahmen der grundsätzlichen Überlegung in der Eingabe (Seite 3), „the Arbitration Panel has bevor it all of the relevant evidence that it needs to decide the case“ zu, nicht jedoch den weiterführenden Überlegungen, wonach einerseits ausgeführt wird, dass die Dokumente für sich selbst sprechen, andererseits aber ohne jegliche Dokumentengrundlage die Behauptung aufgestellt wird, dass Dr. Rinesch seine Mandantschaft falsch informiert habe („...incorrect information provided to them by Dr. Rinesch (who was himself misled by Dr. Garzarolli and Prof. Grimschitz)“ (Fußnote 5).

Genau das Gegenteil ist richtig, Dr. Rinesch arbeitete in enger Kooperation mit seinem langjährigen Freund und Studienkollegen Dr. Robert Bloch-Bauer (Bentley) zusammen, gerade die Dokumente bestätigen die enge Verbundenheit und Kooperation der beiden und ist durch nichts belegt, dass Dr. Rinesch seine Mandantschaft falsch informiert habe, noch selbst falsch informiert worden sei. Der gesamte Briefwechsel und die Kooperation zwischen diesen beiden Männern zeigt eindeutig das tiefe Vertrauensverhältnis, die Mandantschaft von Rechtsanwalt Dr. Rinesch ist abschließend informiert worden und besteht für die gegenteilige Annahme weder Anlass noch ein dokumentarischer Beleg.

Ergänzend ist nur noch zu bemerken, dass auch aus dem Argument einer Fehl- oder Falschinformation für die klagenden Parteien nichts zu gewinnen ist, zumal die Erklärungen von Rechtsanwalt Dr. Rinesch auf Grund der erteilten Vollmacht jedenfalls seiner Mandantschaft zuzurechnen sind und diese binden. Seine Erklärung gemäß seinem Schreiben vom 12. April 1948 („Die Erben Bloch-Bauer anerkennen den letzten Willen der im Jahre 1925 verstorbenen Frau Adele Bloch-Bauer vom 19.1.1923 sowie die Erklärung, die der ebenfalls bereits verstorbene Herr Ferdinand Bloch-Bauer zur GZ A II-14/25 des Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien abgegeben hat und mit welcher er sich zur Erfüllung der Bitte seiner verstorbenen Gattin bezüglich der 6 Gemälde von Klimt verpflichtet hat.“) ist sohin rechtsverbindlich und kann daher auch nicht durch die Eingabe, die andererseits festhält, dass die Dokumente für sich selbst sprechen, relativiert werden. Dass diese Erklärung Dris. Rinesch (Beil./ 59) ohne Gegengeschäft abgegeben worden ist, geht ebenfalls aus diesem Dokument hervor, ein nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 pönalisierter „deal“ liegt eben nicht vor und sind daher auch die Voraussetzungen für die Anwendung dieses Gesetzes nicht gegeben; in diesem Zusammenhang wird ausdrücklich auf die Ausführungen in der Klagebeantwortung (Seite 74 f.) verwiesen. 
Es ist auch davon auszugehen, dass das Schiedsgericht keiner Belehrung (Fußnoten 5 und 6) bedarf, sondern selbst in der Lage ist, die erforderliche Beweisaufnahme im Schiedsverfahren durchzuführen. Einerseits wird nämlich der beklagten Partei vorgeworfen, die Klagebeantwortung sei „full of speculation“, sodass das Schiedsgericht zur Vorsicht ermahnt wird, eigene Schlussfolgerungen zu ziehen, andererseits begibt sich gerade die Eingabe selbst auf das der beklagten Partei vorgeworfene, spekulative Terrain. Welchen Wissensstand der langjährige Mitarbeiter von Direktor Dr. Franz Haberditzl, Dr. Bruno Grimschitz, über das Testament von Adele Bloch-Bauer hatte, ergibt sich eben genau aus dem in der Eingabe als wesentlich angesehenen "primary source material", nämlich seiner Stellungnahme vom 01. März 1948 (Beilage ./ 20), sodass darüber hinausgehende Anregungen an das Schiedsgericht gemäß der Eingabe verzichtbar sind. Dies gilt auch für die Wertung von Dr. Salomon Grimberg und dessen Wissensstand, das Schiedsgericht wird auch ohne Hilfestellung und Belehrung in dieser Eingabe dessen Wissenstand zu werten wissen.

Ziel dieser Ausführungen ist es offensichtlich, dem Schiedsgericht Handlungsanleitungen zu geben, wobei auf die Fülle des Materials, aber auch darauf hingewiesen wird, was für das Schiedsgericht erforderlich ist und was nicht. Richtig ist, dass ein überbordendes Maß an Dokumentation vorliegt, und wird einerseits das Schiedsgericht aufgefordert, sich auf die wesentlichen Dokumente zu reduzieren, andererseits werden auch wieder mit dieser Eingabe neuerlich Dokumente vorgelegt, die jegliche Relevanz zu gegenständlichem Fall missen lassen. Gerade nämlich auf Grund den Ausführungen in der Eingabe, wonach auf „primary source material“ abzustellen ist, ist nicht erklärbar, welche Relevanz Zeitungsartikel aus den Jahren 1998 und fortfolgend haben, zumal diese Artikel überwiegend gar keinen Bezug zum gegenständlichen Fall haben und daher wohl kaum als Primärmaterial einzuordnen sind. Die diesbezüglichen Ausführungen verfolgen wohl lediglich das Ziel, eigene Extemporierungen als gerechtfertigt zu erklären, der Klage widerstreitende Ausführungen der beklagten Partei jedoch als „full of speculation“ dazustellen oder als "second-or-third-hand speculation" zu werten. Zwar entsprechen die Ausführungen in der Eingabe überwiegend der Behauptungs- keinesfalls jedoch der Beweislast, die auch der erst- bis viertklagenden Partei für ihre Behauptungen obliegt.

Beweis:
Vollmacht von Robert Bentley vom 31. Oktober 1945 an Rechtsanwalt


Dr. Rinesch (Beilage ./37);

Vollmacht von Maria V. Altmann und Ferdinand Altmann an Rechtsanwalt


Dr. Rinesch vom 31. Dezember 1945 (Beilage ./38);

Schreiben von Rechtsanwalt Dr. Rinesch an das Bundesdenkmalamt


vom 28. Jänner 1954 (Beilage ./40);

Schreiben von RA Dr. Rinesch an die Österreichische Galerie, zu Handen Herrn Dr. Garzarolli, vom 12. April 1948, (Beilage ./59);

Stellungnahme von Prof. Dr. Grimschitz gegenüber Direktor Dr. Garzarolli


vom 1. März 1948 (Beilage ./20);

Leserbrief von Dr. Salomon Grimberg im Art Newspaper vom Februar 1999


(Beilage ./83);


Schreiben von Dr. Salomon Grimberg an David D´Arcy vom 08. Dezember 1998


(Beilage ./84);


weitere Beweise vorbehalten
6. ad Legal Issues:
Während die Eingangsformulierung unter diesem Punkt (Seite 4), wonach die beklagte Partei gewinnen möge, soferne diese aus dem Testament von Adele Bloch-Bauer einen Rechtstitel abzuleiten vermag, zuzustimmen ist, greift die weiterführende Formulierung bei Verneinung dieser Frage zu kurz: Wie bereits ausführlich in der Klagebeantwortung (Seite 58 ff.) dargestellt, leitet sich die Rechtsposition der beklagten Partei nicht nur aus dem Testament, sondern auch aus der Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren, dessen Übergabe des Bildnisses Schloß Kammer am Attersee an die Galerie im Jahre 1936 sowie auch aus der Anerkenntniserklärung Dris. Rinesch ex 1948 ab; die letztgenannte Erklärung ist losgelöst von dem nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 pönalisierten „deal“ zu sehen, sodass auch in diesem Fall mangels Vorliegen der Voraussetzungen nach dem angeführten Gesetz ein Rechtsanspruch der Republik Österreich auf die gegenständlichen Bilder gegründet ist
Die darüber hinausgehenden Ausführungen in der Eingabe unter „Legal Issues“ beinhalten ein mixtum aus Faktenbehauptungen ohne Basis in den Dokumenten sowie Ausführungen zu Rechtsfragen, wobei die beklagte Partei zwecks Vermeidung von Wiederholungen ausdrücklich auf die Klagebeantwortung sowie auf das Gutachten von o. Univ. Prof. Dr. Heinz Krejci in seiner Gesamtheit verweist; in diesen wurden die Position der beklagten Partei ausführlich bereits dargestellt, eine Wiederholung erübrigt sich und ist grundsätzlich zur Eingabe festzuhalten, dass aus einzelnen, aus dem Zusammenhang losgelösten Sätzen der Klagebeantwortung bzw. des Gutachtens nicht nur nichts für den Standpunkt der erst- bis viertklagenden Partei zu gewinnen ist, sondern dies lediglich erkennen lässt, dass der Inhalt nicht erfasst worden ist.

So ist es vollkommen unerklärlich, woraus die Eingabe (Seite 4) gemäß dem Gutachten von o. Univ. Prof. Dr. Heinz Krejci den Schluss zu ziehen vermag, dieser gehe im Zweifelsfall vom Eigentum von Ferdinand Bloch-Bauer aus, zumal weder die Seitenangabe in der Eingabe noch das Gutachten selbst mit dieser Aussage harmoniert; Prof. Dr. Krejci spricht von einem konstitutivem Anerkenntnis (Seite 178), legt lediglich Überlegungen zur Eigentumsvermutung dar, er selbst geht vom Eigentum von Adele Bloch-Bauer aus (siehe bspw. S. 100 des Gutachtens). Eine in der Eingabe aufgegriffene und in einer Fallvariante ermittelte Deduktion, die wieder Basis für weiterführende Überlegungen ist, stellt jedenfalls nicht die zentrale Aussage des Gutachtens dar. Auch der Hinweis von Prof. Dr. Krejci (Seite 150 des Gutachtens), wonach "das Klimt-Legat von Adele Bloch-Bauer während der NS-Zeit ... sistiert war", hilft nicht weiter, zumal die dazu korrespondierende Ausführung in der Eingabe (Seite 4) eben die gesamte Entwicklung der Zweiten Republik ausblendet und sohin eine Umdeutung der letztwilligen Verfügung von Adele Bloch-Bauer ausscheidet; dies allerdings betont Prof. Dr. Krejci (Seite 150 des Gutachtens). Dass es sich in concreto um „important consessions“ (Seite 4) handle, welche die Lösung der Rechtsfragen für das Schiedsgericht einfacher machten, kann nicht bestätigt werden, bestätigt allerdings kann werden, dass das Schiedsgericht wohl selbst in der Lage ist, die „central question“ selbst zu erkennen und zu lösen. Im Unterschied zum US-amerikanischen Rechtssystem gilt eben der Grundsatz "iura novit curia", sodass die diesbezüglichen Ausführungen in der Eingabe (Seite 4,5) entbehrlich erscheinen. 
Ungeklärt ist auch, warum einerseits die Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren als rechtlich unverbindlich angesehen wird (Eingabe, Seite 4), andererseits aber „simply no reason to doubt“ bezüglich des Wahrheitsgehaltes der Erklärung des Genannten (Fußnote 7) bestehen solle. Wenn seine Erklärung glaubwürdig ist, so besteht wohl auch kein Zweifel an ihrer Verbindlichkeit oder in den Worten der Eingabe: "They cannot have it both ways" (Eingabe, Seite 10).
Zur Frage der Verbindlichkeit der Legatsanordnung von Adele Bloch-Bauer wurde schon ausführlich in der Klagebeantwortung (Seite 58 ff.) Stellung genommen, wodurch „Ferdinand´s Testierfreiheit“ (Eingabe, Seite 4) verletzt wäre, entzieht sich ebenso weiteren Ausführungen, zumal hiezu schon Stellung genommen wurde und Ferdinand Bloch-Bauer auch nicht verpflichtet gewesen wäre, die Erbschaft anzutreten. Er hat sie aber nicht nur angetreten und erklärt, die Bitten seiner Gattin "getreulich zu erfüllen" (Beilage ./ 17), sondern es auch unterlassen, das Testament von Adele Bloch-Bauer anzufechten, sodass diesem jedenfalls verbindliche Wirkung zukommt. 

Die in diesem Zusammenhang dargestellte Erörterung des Gutachtens Welser/Rabl in Gegenüberstellung zu Krejci (Eingabe, Fußnote 8) verlässt teilweise den Bereich der Nachvollziehbarkeit, zumal es nicht auf Überlegungen im Zusammenhang mit „In other words, Adele did not say that Ferdinand would inherit all of her property on the express condition that he agreed to give the paintings to the museum.“ ankommt, sondern lediglich auf die Formulierung des Testamentes von Adele Bloch-Bauer, wozu ausführlich schon in der Klagebeantwortung (Seite 14 ff. und Seite 58 ff.) Stellung genommen worden ist.

Kurz einzugehen ist lediglich im Zusammenhang mit der Sistierung des Klimt-Legats von Adele Bloch-Bauer während der NS-Zeit auf den Brief von Ferdinand Bloch-Bauer an Oskar Kokoschka vom 02. April 1941 (?), zumal in der Eingabe (Fußnote 9) dies wieder mit der Frage der beiden Testamente von Ferdinand Bloch-Bauer und der darin unterlassenen Erwähnung der gegenständlichen Klimtbilder vermischt wird. Nicht nur ist der Ansatz, hätte Adele Bloch-Bauer gewusst, was in der NS-Zeit passiere, so hätte sie das Legat nicht ausgesetzt, verfehlt, zumal es nun einmal der menschlichen Natur eigen ist, die Zeit nach dem Ableben nicht vorhersehen zu können, sondern wird auch weiters übersehen, dass die durch das Legat bedachte Republik Österreich seit dem 27. April 1945 wieder ein demokratisches Gemeinwesen ist, welches jedenfalls eher den Vorstellungen von Adele Bloch-Bauer entspricht als die Erste Republik. Darüberhinaus hat auch der Brief an Oskar Kokoschka eine ganz andere Bedeutung:
In diesem Brief beklagt Ferdinand Bloch-Bauer nämlich seine damalige Situation, auch dass er die "Überfuhr versäumt habe", und führt aus:

„Nicht ein Andenken ist mir geblieben! Vielleicht bekomme ich die zwei Porträts meiner armen Frau (Klimt) und mein Porträt. Das soll ich diese Woche erfahren!“

Ferdinand Bloch-Bauer ging es hiebei also nicht um die Wahrung von Eigentumsverhältnissen, sondern um die Bewahrung von Andenken, zumal er selbst auch ausführt, dass man ihm „alles genommen“ habe. Sein Ziel war also darauf gerichtet, Erinnerungsbilder zu erhalten, er spricht die beiden Portraits seiner Frau an und sein Portrait, welches er auch nachfolgend via Dr. Führer erhielt und mit welchem er in Kontakt stand. Nur um die Bewahrung des Andenkens geht es in diesem Brief, darüber hinausgehende Fragen werden nicht angeschnitten. Warum die beiden Testamente von Ferdinand Bloch-Bauer keine Erwähnung der Klimtbilder enthalten, wurde bereits in der Klagebeantwortung dargestellt; hiefür gab es schlicht keinen Anlass und wurde – wie bereits mehrfach ausgeführt – letztendlich das Testament von Adele Bloch-Bauer und die Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren von Rechtsanwalt Dr. Rinesch mit Schreiben von 12. April 1948 in Vertretung der Erben ausdrücklich anerkannt. Die im Zusammenhang mit dem Brief an Oskar Kokoschka stehenden Überlegungen der Eingabe (Fußnote 9) entfernen sich also neuerlich vom Sachverhalt, weder aus dem Brief an Kokoschka noch einer hypothetischen Erfassung der Zukunft durch Adele Bloch-Bauer ist für die erst- bis viertklagende Partei etwas zu gewinnen, zumal diese Ausführungen jedenfalls den auch in der Eingabe geforderten Boden der „relevant evidence“ (Seite 3) verlassen.
Wieso es „evident“ sein soll, dass für den Fall, dass die Republik Österreich keinen gültigen Titel (Berechtigung) durch das Testament von Adele Bloch-Bauer habe, nichts in den nachfolgenden Jahren eine solche Berechtigung erzeugen könne, ist nicht nachvollziehbar. Die Eingabe (Seite 6) übersieht hiebei gefliessentlich die Erklärung Ferdinand Bloch-Bauers im Verlassenschaftsverfahren, die Übergabe des Bildnisses Schloß Kammer am Attersee und die Erklärung Dris. Rinesch vom 12. April 1948 und behauptet vorangestellt lediglich, dass die Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer „could have recovered the paintings through restitution proceedings in the post-war era under the restitution laws that existed at that time.“. Behauptet wird weiters, dass auch Prof. Dr. Krejci dieser Ausführung zustimme.

Hiezu ist neuerlich zu erwidern, dass eben die gegenständlichen Gemälde nicht Gegenstand von Restitutionen und Ausfuhrverfahren waren und dass die Erklärung Dris. Rinesch vom 12. April 1948 in keinem Zusammenhang mit den sonstigen Restitutionsbemühungen zur Rückerlangung des Vermögens von Ferdinand Bloch-Bauer stand. Demnach kann sehr wohl die beklagte Partei allein auch ausschließlich auf Grund der seine Mandanten bindenden Erklärung Dris. Rinesch Eigentum an den klagsgegenständlichen Bildern erworben haben, dies unabhängig davon, dass nach den Ausführungen in der Klagebeantwortung (u.a. Seite 58 ff.) der Anspruch der beklagten Partei bereits auf dem Testament von Adele Bloch-Bauer beruht.

Zur Betonung, dass es Position der erst- bis viertklagenden Partei sei, dass die Republik Österreich erst auf Grund der bereits genannten Anerkenntniserklärung des Anwaltes ex 1948 Eigentum erworben habe, dies im Zusammenhang mit einem pönalisierten „deal“ gemäß Kunstrückgabegesetz 1998, hätte es dieser Eingabe (Seite 6) nicht bedurft, zumal dies auch bereits in extenso in der Schiedsgerichtsklage (Seite 20 ff.) ausgeführt wird. Das hiebei verwendete Zitat aus dem Gutachten von Prof. Dr. Krejci (S. 166) ist vollkommen aus dem Kontext gelöst, da Krejci nachfolgend (S. 167) festhält:
„Da das vorliegende Rechtsgutachten zum Ergebnis gelangt ist, dass das Klimt-Legat der Adele Bloch-Bauer ein rechtswirksames fideikommissarisches Legat war, dass auch der nach dem Zusammenbruch der NS-Herrschaft wiedererstandenen Republik Österreich zukam, hatte die Republik Österreich schon seit 1925 einen Legatsanspruch auf die genannten Klimt-Bilder, wobei dieser Anspruch bezüglich des Bildes „Schloß Kammer am Attersee III“ bereits 1936 erfüllt, im Übrigen aber erst mit dem Tod Ferdinand Bloch-Bauers fällig wurde“.

Dem ist nichts hinzuzufügen, aus einer aus einem Gesamtzusammenhang genommenen Textpassage kann nichts abgeleitet werden, die Rechtsposition der erst- bis viertklagenden Partei wäre auch ohne diese Ausführung bekannt, wenngleich eben den Fakten widerstreitend gewesen. 

Die in der Eingabe (Fußnote 10) weiterführende Überlegung im Zusammenhang mit dem Nichtigkeitsgesetz stellt ebenfalls auf die von der erst- bis viertklagenden Parteien behauptete Junktimierung („gave up their valid claim“) ab, ohne jedoch hiefür konkrete Belege anzuführen. Hiezu wird noch später Stellung genommen werden. 
Ebenso ist unrichtig, dass die beklagte Partei eine „incorrect allegation“ gemäß dem Artikel Dris. Holzbauer (Beilage ./24), Rinesch sei „freundlich aber ineffizient“ gewesen, verwendet habe, räumt doch die Eingabe (Fußnote 11) implicite genau diese Darstellung selbst ein („Dr. Rinesch was a kind but ineffictive lawyer ….“).

Die weiterführenden Ausführungen im Zusammenhang mit dem Bericht Dris. Unfried, zitiert nach Historikerkommission, „Eigentumsänderungen in der Österreichischen Industrie 1938 bis 1945/ Teil I, Branchen- und Falldarstellungen/ Teil II“ (Berthold Unfried), Wien 2002 (Beilage ./36) sind vollkommen irrelevant und bedürfen daher auch keiner konkreten Erwiderung. Zu erwähnen ist lediglich, dass dieser Bericht allein deswegen in der Klagebeantwortung berücksichtigt wurde, um das Gesamtfeld der Vermögensverhältnisse und der Restitutionen, ebenso wie nach den beiden Berichten Dris. Holzbauer (Beilage ./72 und Beilage ./73) dazustellen. Diese Darstellungen dienen lediglich dazu, anzuführen, dass die Restitution insgesamt äußerst erfolgreich gewesen ist, keinesfalls besteht Anlass für eine weiterführende Diskussion, welche noch dazu für das gegenständliche Schiedsgerichtsverfahren und für die zu lösenden Rechtsfragen unerheblich ist. Es ist daher irrrelevant, ob und bejahendenfalls welche Meinung nachfolgend Unfried mit dem Verfasser dieser Eingabe ausgetauscht hat, da wohl kaum anzunehmen ist, dass Wissenschaftler in emails anstatt in wissenschaftlichen Publikationen ihre Forschungsergebnisse veröffentlichen. Auszugehen ist daher nach wie vor von dem vorliegenden Bericht in der Historikerkommission und ist auch für den Standpunkt der erst- bis viertklagenden Parteien nichts aus dem schweizerischen Claims Resolution Tribunal - Verfahren zu gewinnen, zumal dies unter gänzlich anderen Voraussetzungen und auch nicht im Rahmen eines kontradiktorischen Verfahrens stattgefunden hat; Rückschlüsse von diesem Verfahren auf das gegenständliche zu ziehen, ist jedenfalls unzulässig. Welche Schlüsse gegebenenfalls aus dem Gauakt von Ing. Guido Walcher zu ziehen sind, obliegt allenfalls dem eingerichteten Panel nach dem Entschädigungsfondsgesetz (GSF-Panel), für das gegenständliche Verfahren ist dieser ohne Relevanz.
7. Offenkundig wertet die Eingabe (Seite 7) das Gutachten von Prof. Dr. Krejci trotz erwähnter Zitate – wenngleich vom Zusammenhang losgelöst – nicht nur positiv, wird diesem sowie der beklagten Partei in weiterer Folge vorgeworfen, to „make only very awkward formalistic, semantic arguments that do not reflect the text of the underlying purpose of the 1998 art restition law“.

Grundsätzlich darf bezüglich einer Erwiderung zu diesen Ausführungen in der Eingabe auf die Klagebeantwortung (Seite 74 ff.) zur Vermeidung von Wiederholungen verwiesen werden, wobei zu Recht darauf verwiesen wird, dass Rückstellungen auf Basis der Rückstellungsgesetze auf einem Verfahren beruhen; das Kunstrückgabegesetz 1998 hält außerdem fest, dass jedenfalls nachfolgend im Zuge eines daraus folgenden Verfahrens nach dem Ausfuhrverbotsgesetz nach diesem Gesetz zu restituierende Kunstgegenstände unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen sein und sich noch im Eigentum des Bundes befinden müssen. Dass in concreto weder ein Antrag auf Rückstellung noch ein Verfahren nach dem Ausfuhrverbotsgesetz bezüglich der gegenständlichen Bilder durchgeführt worden ist, ergibt sich schon aus der Aktenlage; es gibt keinen einzigen Hinweis darauf, dass die Restitution gegenständlicher Bilder begehrt und nachfolgend eine Ausfuhr beantragt, geschweige denn ein Verfahren nach dem Ausfuhrverbotsgesetz durchgeführt worden ist. Rechtsanwalt Dr. Rinesch hält dies auch in seinem Schreiben an Robert Bentley vom 11. April 1948 (Beilage ./47) ausdrücklich fest:


"Demgemäss muss auch das in der Wohnung Carls befindliche Klimt-Bild (Häuser am 
Attersee), welches ohnedies nicht zur Ausfuhr beantragt war, dem Museum übergeben 
werden." 
Jegliche gegenteilige Behauptung widerstreitet der klaren Aktenlage des überbordend verfügbaren Aktenmaterials und kann daher auch nicht unterstellt werden. 
Ohne im Detail auf die diesbezügliche Argumentation in der Eingabe (Seite 8) einzugehen, so ist doch festzuhalten, dass gemäß Schreiben von RA Dr. Rinesch vom 19. Jänner 1948 (Beilage ./42) dieser ausdrücklich von „Rückstellungsansprüchen“ spricht, sohin jedenfalls von einer Geltendmachung eines Restitutionsanspruches. Wesentlich ist aber in diesem Zusammenhang, dass gemäß Fußnote 14 in der Eingabe nunmehr auch die erst- bis viertklagende Partei einräumt, dass RA Dr. Rinesch zumindest „some second-hand information about the will“ gehabt hat, womit endgültig klar wird, dass er vorerst tatsächlich versuchte, den Wissensstand der beklagten Partei zu erfahren und nachfolgend, erkennend, dass das Testament von Adele Bloch-Bauer auch den Vertretern der beklagten Partei bekannt war, sofort umschwenkte und den Anspruch der beklagten Partei bezüglich der klagsgegenständlichen Bilder außer Streit stellte. Dies geht jedenfalls aus der Korrespondenz im April 1948 hervor, in welcher er in dem Brief an Robert Bentley darauf hinweist, dass diese Vorgangsweise auch die Zustimmung seiner Mandantschaft trifft („du bist ja ohnedies, (Dein Schreiben vom 8.3.) einverstanden, dass es geschieht.“) (Beilage ./47). Nachfolgend anerkennt er eben mit dem bereits mehrfach zitierten Schreiben vom 12. April 1948 die Legatsanordnung von Adele Bloch-Bauer sowie die Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer gemäß dessen Intervention im Verlassenschaftsverfahren (Beilage ./59) und schreibt weiters:


"Meine Mandanten nehmen zur Kenntnis, dass der letzte Wille Adele Bloch-Bauer's 
bereits zum Teil dadurch erfüllt ist, dass sich die beiden Porträts ("Damenbildnis in Gold" 
und "Bildnis einer stehenden Dame") sowie das Gemälde "Apfelbaum" im Besitz der 
Österreichischen Galerie befinden." 

Verfehlt sind die Ausführungen auf Seite 9 der Eingabe, wonach auch kein Antrag ("formal request") und sohin kein Verfahren nach dem Ausfuhrverbotsgesetz, StGBl. Nr. 90/1918, als Voraussetzung des § 1 Zif. 1 Kunstrückgabegesetz 1998 erforderlich sei, wobei auch als Beleg dafür der Rückerhalt von 16 Skizzen auf Basis des Kunstrückgabegesetzes 1998 angeführt wird. Zu bemerken ist auch, dass gemäß § 4 leg.cit. das Ausfuhrverbotsgesetz 1918  bei Restitutionen nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 keine Anwendung findet.
Das Ausfuhrverbotsgesetz 1918 ist kein amtswegiges Verfahren, einer der Voraussetzungen gemäß § 1 Zif. 1 Kunstrückgabegesetz 1998 ist eben, dass im Zuge eines nach einer Rückstellung erfolgten Verfahrens nach den Bestimmungen des Ausfuhrverbotsgesetzes 1918 der Kunstgegenstand unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen ist und sich noch im Eigentum des Bundes befindet. Lediglich unter Verwirklichung dieser Voraussetzung ist die Anwendung des § 1 Zif. 1 Kunstrückgabegesetz 1998 überhaupt denkbar, ohne Verfahren nach dem Ausfuhrverbotsgesetz entfällt jegliche Anwendungsmöglichkeit und findet daher eine solche Vorgangsweise in diesem Gesetz auch keine Deckung. 
Soferne argumentiert wird, dass im gegenständlichen Fall „a formal request for export permits for Ferdinand's collection, submitted by Dr. Rinesch on April 13, 1948“ vorlag, so wird hiebei offenkundig die Aktenlage ignoriert, die abschließend darstellt, dass in concreto zwar RA Dr. Rinesch beauftragt und bemüht war, Ferdinand Bloch-Bauer’s Kunstsammlung restituiert zu erhalten, dass aber der genannte Anwalt gemeinsam mit Robert Bentley der Überzeugung war und dies auch zum Ausdruck brachte, dass eben bezüglich der verfahrensgegenständlichen Gemälde von Gustav Klimt weder ein Interesse an Restitution noch nach Ausfuhr bestand, zumal gemäß dem vorliegenden Korrespondenzwechsel klar ersichtlich ist, dass sowohl die Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer als auch RA Dr. Rinesch diese Gegenstände aufgrund des Legats von Adele Bloch-Bauer bzw. der Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren jedenfalls unstrittigerweise als Eigentum der beklagten Partei betrachteten. Auch im Jahr 1965 teilt Robert Bentley noch diesen Standpunkt (Beilage ./79) und fragt an:

"Hat die Österr. Galerie eigentlich diese beiden Bilder auf Grund von Tante Adele's 
Testament zurück erhalten?"

(Angesprochen sind die beiden an Ucicky und die Städtischen Sammlungen gegangenen Bilder.)
In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich auf die Ausführungen in der Klagebeantwortung verwiesen sowie nur als Beispiel neuerlich auf das Schreiben von RA Dr. Gustav Rinesch an die Österreichische Galerie vom 12. April 1948 (Beilage ./59), auf das Schreiben des genannten Anwalts an Robert Bentley vom 11. April 1948 (Beilage ./47) sowie auf das Schreiben des genannten Anwalts an seinen Kollegen Dr. Rudolf Skrein vom 11. Mai 1948 ("Anspruch auf Herausgabe des Legats") (Beilage ./60). Dass RA Dr. Rinesch – wie auch bereits ausgeführt – davon ausging, dass eine gewisse Geneigtheit seitens der Republik Österreich vorliege, dies auf Basis des Legats von Adele Bloch-Bauer aus dem Jahr 1923 sowie der Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren, vermag zuzutreffen, die Voraussetzung nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 ist aber dennoch nicht erfüllt. Dieses setzt eine klare Junktimierung, ein do ut des, eine „Zug um Zug“-Leistung voraus, eine ledigliche Erwartungshaltung im Motiv des Verhandlungspartners ist hiemit nicht ausgesprochen. Ermächtigungsgesetze sind einschränkend zu interpretieren, Rinesch bei seiner genauen Kenntnis der Faktenlage und des Rechts sowie seiner langjährigen Praxis als Rechtsanwalt unterstellen zu wollen, er hätte bei Vorhandensein eines „deals“ dies nicht klar zum Ausdruck gebracht, widerstreitet jedenfalls der äußerst umsichten Vorgangsweise des genannten Anwalts und ist nahezu absurd. 
Dass diese Interpretation des Gesetzes laut Eingabe (Seite 9) lediglich dazu diene, „only to frustrate the manifest purpose of the law“, mag einem persönlichen Empfinden entsprechen, es ändert jedoch nichts an der klaren Sprache des Gesetzes und den gesetzlich vorhandenen Möglichkeiten der Interpretation; es kann auch nicht so sein, einem Gesetz jeglichen gewünschten Deutungsinhalt, unabhängig vom Text,  zu unterstellen, bloß weil eine konkrete Anwendung nicht zum gewünschten Ergebnis führt; auch diesbezüglich wird auf die Klagebeantwortung (Seite 79) verwiesen. Eine Junktimierung zwischen dem Anerkenntnis des Testaments von Adele Bloch-Bauer sowie der Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer durch RA Dr. Rinesch im Jahr 1948 mit den sonstigen Restitutionsbestrebungen des genannten Anwalts ist – unabhängig davon, dass die Republik Österreich bereits aus dem Testament von Adele Bloch-Bauer ex 1923 einen Rechtsanspruch ableitet – nicht gegeben und daher nicht geeignet, einen Anspruch auf Rückerstattung der verfahrensgegenständlichen Gemälde von Gustav Klimt zu begründen. 
In der Eingabe selbst (Seite 10) wird aus dem Brief von RA Dr. Rinesch an Robert Bentley vom 11. April 1948 (Beilage ./47) die Passage zitiert, wonach das Museum „bereits günstig gestimmt“ ist und „ich habe gleich die Ausfuhr der übrigen Bilder zur Sprache gebracht.“ Rinesch verweist aber auch darauf in dem Schreiben, „ohne definitive Zusagen“ verblieben zu sein. Auch dies drückt klar aus, dass kein "deal" vorlag. Wesentlich ist aber, dass der genannte Anwalt in dem davor stehenden Absatz ausführte:
„Laut Testament vom 19.1.23 hat Deine Tante ihre 2 Porträts und 4 Landschaften von Klimt der österr. Galerie in folgender Form vermacht:

„Meine 2 Porträts und die 4 Landschaften von Gustav Klimt bitte ich meinen Ehegatten nach seinem Tode der österr. Staatsgalerie in Wien … zu hinterlassen.“

Dies ist zwar nicht die Form eines Legats, jedoch findet sich im Akt eine Erklärung des Onkels, laut welcher er die Bitte seiner Frau zu erfüllen verspricht. Dadurch hat die österr. Galerie zweifellos einen Rechtsanspruch, wie auf ein Legat, erworben und das Testament wird zur Erfüllung gelangen müssen. Du bist ja ohnedies, (Dein Schreiben vom 8.3.) einverstanden, dass es geschieht.

Ich habe daher gestern auch Dir. Garzarolli der österr. Galerie aufgesucht, welcher übrigens auch bereits die Bilder in der Wohnung Carls besichtigt hat und über das Testament Eurer Tante Bescheid weiss, ebenso über die Erklärung Onkels. Ich habe ihm eine Erklärung abgegeben, dass die Erben Ferdinand B.B.s dessen Willen erfüllen werden, was dankbar zur Kenntnis genommen wurde. Demgemäss muss auch das in der Wohnung Carls befindliche Klimt-Bild (Häuser am Attersee), welches ohnedies nicht zur Ausfuhr beantragt war, dem Museum übergeben werden. Wegen der Rückstellung des im Besitz der Gemeinde Wien, städt. Sammlungen, befindlichen Bildes (Birkenwald) sowie des Bildes, welches Ucicky von Dr. Führer gekauft hat, an das Museum wird sich vereinbarungsgemäss jetzt dieses selbst herumraufen müssen. – Die 6 Bilder werden dann mit Widmungstafeln versehen zusammen in der Galerie aufgehängt werden.“

Rechtsanwalt Dr. Rinesch stellt also auf 
· das Testament von Adele Bloch-Bauer ab,
· auf die Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren, 

· darauf, dass Robert Bentley ohnedies damit einverstanden ist,

· verweist weiters darauf, dass das rückzustellende Bild Häuser in Unterach am Attersee „nicht zur Ausfuhr beantragt war“ sowie darauf

· dass bezüglich der Bilder Buchenwald/Birkenwald sowie Schloß Kammer am Attersee sich nunmehr das Museum darum „selbst herumraufen müssen" wird.
Klarer geht es nicht, es gibt keine Verbindung zwischen der Restitution der Kunstsammlung von Ferdinand Bloch-Bauer sowie den dazu korrespondierenden Ausfuhrverfahren und –genehmigungen nach dem Ausfuhrverbotsgesetz 1918 einerseits und der Bestätigung des Eigentumsanspruchs der Republik Österreich an den verfahrensgegenständlichen Bildern andererseits. Rinesch bestätigt, dass die österreichische Galerie einen „Rechtsanspruch, wie auf ein Legat, erworben“ hat und dass "das Testament ... zur Erfüllung gelangen"  wird "müssen.“
Richtig gemäß Eingabe (Seite 10) ist, dass das Kunstrückgabegesetz „donation agreements“ pönalisiert, darauf wurde ausführlich in der Klagebeantwortung bereits hingewiesen sowie auch aus den Erläuterungen zur Regierungsvorlage zitiert. Eine darin genannte „Schenkung“ oder „Widmung“ liegt aber eben nicht vor, die Eingabe versucht lediglich über eine nicht gesetzeskonforme Interpretation das von ihr gewünschte Ergebnis zu erreichen. 
Das Argument der Eingabe (Seite 12), wonach unter Hinweis auf den Fall Alice Kantor eine Interpretation des Wortes „unentgeltlich“ versucht wird, verfängt nicht und ist auch nicht klar, was mit diesem Argument für den Standpunkt der erst- bis viertklagenden Partei zu gewinnen wäre. Das Kunstrückgabegesetz 1998 stellt im hier interessierenden Teil ausdrücklich im Gesetzeswortlaut in § 1 Zif. 1 leg.cit. ab auf Kunstgegenstände, die „Gegenstand von Rückstellungen an die ursprünglichen Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger von Todes wegen waren und nach dem 8. Mai 1945 im Zuge eines daraus folgenden Verfahrens nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Verbot der Ausfuhr von Gegenständen geschichtlicher, künstlerischer oder kultureller Bedeutung, StGBl. Nr. 90/1918, unentgeltlich in das Eigentum des Bundes übergegangen sind und sich noch im Eigentum des Bundes befinden.“ Die Wiedergabe des Gesetzestextes in diesem Zusammenhang erfolgt deswegen, um klarzustellen, dass der unentgeltliche Übergang in das Eigentum des Bundes im Zusammenhang mit der Rückstellung und im Zuge eines daraus folgenden Verfahrens nach dem Ausfuhrverbotsgesetz 1918 zu erfolgen hat, sodass – wie in der Eingabe selbst angeführt – der Fall Alice Kantor sowohl von der zeitlichen Abfolge als auch den Fakten nach anderen Voraussetzungen unterlag. Aus dem Argument ist sohin nichts zu gewinnen, unabhängig davon, dass es sich eben – entgegen der Darstellung in der Eingabe (Seite 10) - um keine „donation of the Klimt paintings“ im Jahre 1948 gehandelt hat, sondern um die Bestätigung des Rechtstitels der Republik Österreich durch Rechtsanwalt Rinesch auf Basis des Testaments von Adele Bloch-Bauer sowie der Erklärung von Ferdinand Bloch-Bauer im Verlassenschaftsverfahren.
Der Beweis einer „Zug um Zug“-Leistung, einer Junktimierung zwischen Restitution für andere Kunstgegenstände und der behaupteten "donation" der gegenständlichen Klimt-Bilder ist nicht erbringbar, zumal zu dieser Behauptung kein einziges Dokument vorhanden ist. Gerade Rechtsanwalt Dr. Rinesch hätte auf Grund seiner Erfahrung als Restitutionsexperte und auf Grund seiner Tätigkeit als Rechtsanwalt darauf Bedacht genommen, eine „Zug um Zug“-Vereinbarung festzuhalten, dies allein schon aus Beweisgründen und Gründen der anwaltlichen Vorsicht. Dass er dies unterlassen hat und im Gegenteil sogar noch Robert Bentley gegenüber bestätigt hat, „das Testament wird zur Erfüllung gelangen müssen“ (Beilage ./47), legt klar dar, dass es eben kein „Gegengeschäft“ gegeben hat, sodass jedenfalls die Voraussetzungen nach dem Kunstrückgabegesetz 1998 (in concreto Abs. 1 Zif. 1 leg.cit.) nicht erfüllt sind.

Zu den weiterführenden Ausführungen auf Seite 10 und 11 der Eingabe ist jedenfalls festzuhalten, dass der Vorwurf gegenüber der Republik Österreich „they can not have it both ways“ merkwürdig erscheint, zumal einerseits der beklagten Partei vorgeworfen wird, das Gesetz gemäß der vorliegenden Fassung zu interpretieren (und nicht im Sinne des „manifest purpose of the law“ ; Seite 9), andererseits Welser/Rabl zugestimmt wird „that a literal (and broad) interpretation of § 1 (2) is not necessary...“. Nicht nur ist nicht einzusehen, worum bei § 1 Zif. 1 Kunstrückgabegesetz 1998 eine dem Gesetzestext entsprechende Interpretation unzulässig, bei § 1 Zif. 2 jedoch erforderlich wäre, sondern ist – wie bereits auch in der Klagebeantwortung (Seite 82) – neuerlich darauf hinzuweisen, dass das Nichtigkeitsgesetz nicht „self-executing“ ist, sohin zur Durchsetzung dieser Nichtigkeit es der Geltendmachung im Wege eines auf eines der Rückstellungsgesetze gestützten Begehrens bedurft hätte (wohl primär 3. Rückstellungsgesetz vom 06. Februar 1947, BGBl 54/1947). Allein daher aus dem Umstand, dass Rechtsgeschäfte und sonstige Rechtshandlungen in dem vom Nichtigkeitsgesetz umschriebenen Zeitrahmen, welche im Zuge der durch das Deutsche Reich erfolgten „politischen und wirtschaftlichen Durchdringung“ vorgenommen worden sind, gemäß diesem Gesetz nichtig sind, ist sohin für die erst- bis viertklagende Partei nichts zu gewinnen, zumal es hiezu noch einer konkreten Geltendmachung bedurft hätte.
Die diesbezüglichen Ausführungen in der Eingabe verfehlen ihr Ziel, zumal – wie auch in der Klagebeantwortung (Seite 81) bereits ausgeführt – auch Welser/Rabl (S. 169 f.) die Anwendung des § 1 Zif. 2 Kunstrückgabegesetz 1998 allein deswegen ausschließen, weil mit dieser Bestimmung nur ein Eigentumserwerb von Dritten erfasst sein sollte. Die Überlegungen bezüglich der einzelnen Transaktionen in der Eingabe gehen daher ins Leere, was wohl auch selbst in der Eingabe auf Seite 12 eingeräumt wird („While we agree with Prof. Welser and Prof. Rabl …“).

8. Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass auch die in der Eingabe vorgebrachten Argumente nichts daran zu ändern vermögen, dass Adele Bloch-Bauer selbst Eigentümerin der klagsgegenständlichen Bilder von Gustav Klimt gewesen ist, über welche sie mittels Legats zugunsten der Österreichischen Staatsgalerie rechtsgültig verfügte. Die Republik Österreich ist daher rechtmäßiger Eigentümer der Gemälde Adele Bloch-Bauer I, Adele Bloch-Bauer II, Apfelbaum, Buchenwald (Birkenwald) und Häuser in Unterach am Attersee (sowie auch des vom Testament mitumfassten, jedoch nicht verfahrensgegenständlichen Bildes Schloß Kammer am Attersee) von Gustav Klimt und findet mangels Vorliegen der Voraussetzungen des Kunstrückgabegesetzes 1998 dieses keine Anwendung; der Rückgabeanspruch der klagenden Parteien besteht daher nicht zu Recht.

Die beklagte Partei hält daher ihre in der Klagebeantwortung gestellten Anträge 

vollinhaltlich aufrecht.

31. August 2005

Im Auftrag:

(Dr. Toman)

